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24. Januar 2008 
 
Anhörung: Weißbuch „Gemeinsam für die Gesundheit – ein strategischer Ansatz für 
die EU 2008 –2013“ 
 
 

Sehr geehrte Frau Schönfelder, 
 
wunschgemäß sende ich Ihnen die Bewertung der Ersatzkassenverbände VdAK und 
AEV Schleswig-Holstein auf elektronischem Wege. 
 
Die Strategie setzt die bereits unter Kommissar David Byrne eingeleitete Politik weiter 
fort. Gesundheit soll über den Ansatz „health in all policies“ an Bedeutung innerhalb 
der verschiedenen Generaldirektionen gewinnen. Dies ist grundsätzlich zu begrüßen. 
Allerdings wird die Zuständigkeit der Kommission sehr weiträumig interpretiert. Dort, 
wo die Kommission keine direkte alleinige Zuständigkeit aus dem EG-Vertrag ableiten 
kann, erreicht sie dies indirekt durch den Ansatz der „Unterstützung der 
Mitgliedstaaten“ bzw. durch die Einrichtung von Netzwerken und Plattformen der 
„freiwilligen“ Zusammenarbeit. Der Kreis der Beteiligten an diesen Plattformen wird, 
dem umfassenden Ansatz entsprechend, über die direkten Akteure des 
Gesundheitswesens hinaus ausgedehnt. Dies legt die Vermutung nahe, dass die 
zukünftige Gesundheitspolitik zum einen deutlich marktorientierter ausgerichtet wird 
und die Akteure nach dem Grad der erwarteten Unterstützung ausgewählt werden. 
 
Des Weiteren verfolgt die Strategie über den indirekten Weg der politischen 
Thematisierung auf EU-Ebene die Angleichung der Leistungsfähigkeit und der 
Prioritäten der nationalen Gesundheitssysteme. Gestützt wird dies durch den als 
neuen Mechanismus angekündigten Prozess der strukturierten Zusammenarbeit. Die 
praktische Umsetzung soll in einem neu einzurichtenden „Gesundheitsstrategie-
Ausschuss“ erfolgen (zusammengesetzt aus Mitgliedstaaten und Kommission) in dem 
zukünftig Leitlinien erarbeitet und Beispiele von Good Practices ausgetauscht werden. 
Ferner sollen diesem Ausschuss Fortschrittsberichte vorgelegt werden auf deren 
Basis dann Empfehlungen für die Mitgliedstaaten ausgesprochen werden. Beschließt 
der Gesundheitsministerrat, den neuen Ausschuss einzusetzen, beschließen die 
Mitgliedstaaten gleichzeitig sich selbst zunehmend dem Druck der Harmonisierung via 
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„soft-law“ (Benchmarks und Vergleiche) auszusetzen. Durch indirekte Maßnahmen 
und den Ansatz der „Unterstützung“ eröffnet sich die Kommission „durch die Hintertür“ 
ein politisches Betätigungsfeld, für dass sie eigentlich keine Zuständigkeit besitzt. 
 
Die Kommission verlinkt ihre Strategie außerdem auf den in Arbeit befindlichen 
Gemeinschaftsrahmen für Gesundheitsdienstleistungen. Dieser 
Gemeinschaftsrahmen soll der Klarstellung der Anwendung der EG-Vorschriften 
dienen und die Mitgliedstaaten in Bereichen unterstützen, in denen koordinierte 
Maßnahmen den Gesundheitssystemen einen zusätzlichen Nutzen bringen. Die 
Spitzenorganisationen der deutschen Sozialversicherung haben sich bereits im 
Dezember 2006 zu diesen Planungen geäußert, unterstützt von maßgeblichen 
europäischen Sozialversicherungsträgern. Darin wird die einhellige Auffassung 
vertreten, dass ein solcher Gemeinschaftsrahmen weder verhältnismäßig, noch 
angemessen ist. Vielmehr lassen sich die existierenden Probleme mit den 
bestehenden Möglichkeiten durchaus lösen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. Ihr 
Oliver Grieve 












